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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Das 100-jährige Jubiläum des Landesstreiks 1918 im Herbst 2018 löste – überwiegend
in der Deutschschweiz – mehrere Debatten und damit verbunden über das ganze Jahr
verteilt ein grosses mediales Echo aus. Das SRF etwa widmete dem Jubiläum die eigens
dafür produzierte Doku-Fiktion «Generalstreik 1918 – Die Schweiz am Rande eines
Bürgerkrieges». Im November analysierte die NZZ die Geschehnisse anhand der
Haltungen und Handlungen des Bundesrats und der Armeeführung und die WOZ führte
Gespräche mit den Gewerkschaftsleitenden Natascha Wey und Florian Keller sowie dem
Historiker Stefan Keller. Die Aargauer Zeitung sowie die Weltwoche veröffentlichten
bereits im Januar ein Porträt des damaligen Streikführers und Nationalrats Robert
Grimm. Während in der Aargauer Zeitung Grimm vom Autor Pirmin Meier als einer der
«bedeutendsten und besonnensten Sozialdemokraten» umschrieben wurde, der einen
Platz in der «Geschichte der schweizerischen Freiheit» verdient habe, sah Christoph
Blocher, dessen Neujahrsrede in der Weltwoche abgedruckt worden war, Grimm als
«Bürgerkrieger» und «Revoluzzer», welcher mit dem Landesstreik die bürgerliche
Schweiz auf ihre «schwerste Bewährungsprobe ihrer neueren Geschichte» gestellt
habe – allerdings dann in seinen 44 Jahren Nationalrat doch noch zur Vernunft
gekommen sei.
Gleich zu Jahresbeginn wurde damit eine Debatte darüber losgetreten, wie man den
Landesstreik deuten und seinen Protagonisten gedenken solle, denn sowohl linke als
auch rechte Parteien versuchten, das Jubiläum zu ihren Gunsten zu nutzen. Der
Sonntagsblick meinte hierzu, die Linke suche nach Wegen, den Streik als «Grundstein
des modernen Sozialstaats zu mystifizieren» und nun wolle auch die Rechte dem Streik
«ihren Stempel aufdrücken». Christoph Blocher, so der Sonntagsblick weiter, plane
zum Jubiläum im Herbst einen «Grossanlass mit Soldaten in Weltkriegsuniformen», um
den Soldaten und dem «standhaften Bürgertum» zu gedenken. Dadurch, so
Geschichtsprofessor Christian Koller im Sonntagsblick, beziehe die SVP eine klare
Gegenposition zur Linken. Doch auch die «linke Mythenbildung» sei kritisch zu
betrachten, erklärte Koller weiter, denn Forderungen wie das Frauenstimmrecht, die
AHV aber auch das Proporzwahlrecht oder die 48-Stunden-Woche – letztere zwei
wurden in den Folgejahren nach dem Streik vom Bundesrat umgesetzt – hätten bereits
vor dem Streik bestanden. 
Im November 2018, 100 Jahre nach Beendigung des Streiks, griff schliesslich Christoph
Blocher in Uster (ZH) das Thema erneut auf, wenn auch weniger pompös als im Frühjahr
angekündigt. Er störe sich daran, gab der Tagesanzeiger die Rede Blochers wieder, dass
die heutigen Historiker «Geschichtsklitterung» betrieben, um mit einem «linken
Jubiläumsjahr» den wahren Zweck des Landesstreiks zu verhüllen, nämlich die
Errichtung «eine[r] Diktatur des Proletariats nach russischem Vorbild». Im
Tagesanzeiger kommentierte Ruedi Baumann, Blocher danke in seiner Rede denn auch
nicht den Arbeitenden, sondern den «Soldaten und repressiven Behörden», welche
den Streik bekämpft hatten. Als Reaktion auf den angekündigten Anlass in Uster habe im
Vorfeld ein anonymes Komitee über Facebook zu einer Demonstration mit dem Slogan
«Blocher hau ab» aufgerufen, wie der Tagesanzeiger weiter festhält. Das Komitee wehre
sich gegen die «rechte Hetze» und wolle Blocher nicht einfach so die «Geschichte»
überlassen.
Ein regelrechter Schlagabtausch zum Landesstreik fand ferner im März 2018 in einer
Kommentarserie der Basler Zeitung statt. Helmut Hubacher, der mit Robert Grimm im
Nationalrat gesessen hatte, lobte hier das Frauenstimmrecht, die AHV und die 48-
Stunden-Woche sowie das Proporzwahlrecht als direkte oder indirekte
Errungenschaften des Streiks und der SP, da diese Forderungen im Streikkatalog
aufgeführt waren. Wenige Tage später widerspach Chefredaktor Markus Somm
Hubachers Aussagen. Somm sah im Streik vielmehr die «grösste Niederlage und
grössten Irrtum» in der Geschichte der SP, da durch den Streik die Angst vor einem
bolschewistischen Umsturz geschürt worden sei und die Bürgerlichen fortan Ideen der
SP «dämonisieren und damit erledigen» haben können. Wiederum eine Woche später
antwortete der Militärhistoriker Hans Rudolf Fuhrer auf Somm und Hubacher. Er hob
hervor, dass nachträglich vieles oft vermeintlich einfacher zu beurteilen sei. So könne
eben auch heute nicht abschliessend beurteilt werden, was der Streik bewirkt habe, wie
viel etwa die durch den Ersten Weltkrieg verursachte Armut und der danach folgende
Hunger zum Unmut beigetragen hätten und als wie entscheidend letztlich die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.11.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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bolschewistische Ideologie als Triebfeder des Streiks zu deuten sei. Richtig sei
sicherlich, dass bis heute «schweizerische Ereignisse» in einem internationalen
Kontext beurteilt werden müssten.
International wurde das Thema denn auch in der Museumslandschaft aufgegriffen:
Insgesamt nahmen über 30 Museen in der Schweiz, Frankreich und Deutschland an der
Ausstellungsreihe «Zeitenwende 1918/19» teil, welche auf diese Weise die turbulente
Zeit anhand verschiedener Aspekte thematisierten. Die Ausstellung über den
Landesstreik im Zeughaus Schaffhausen wurde von Bundesrat Schneider-Amman
eröffnet. 1

Image der Schweiz im Ausland

Nicht zuletzt die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative führte zu einer stärkeren
Wahrnehmung des politischen Systems der Schweiz im Ausland. Vor allem bei den EU-
Wahlen warben Rechtsparteien mit dem Nicht-EU-Land Schweiz, in dem die
Bevölkerung selber über ihr Schicksal bestimmen könne. Der französische Front
National forderte etwa, dass auch in Frankreich ein Referendum über die Einwanderung
durchgeführt werde. Die holländische Freiheitspartei sah den Austritt aus der EU als
einzigen Weg aus der Krise und die britische UKIP pries die Abstimmung über die
Masseneinwanderung als Modell für alle Freiheitsliebenden in Europa. Auch die
deutsche Linke warb für mehr Bürgerbeteiligung nach Schweizer Vorbild. Für mediale
Aufmerksamkeit – insbesondere in den rechtskonservativen Medien – sorgte die Rede
des deutschen Bundespräsidenten Joachim Gauck bei dessen Reise in die Schweiz
Anfang April. Er bezeichnete sich zwar als Liebhaber der direkten Demokratie, plädierte
vor allem vor dem Hintergrund der Masseneinwanderungsinitiative allerdings auch für
eine differenzierte Debatte: die direkte Demokratie berge Gefahren, „wenn die Bürger
über hoch-komplexe Themen abstimmen“. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.04.2014
MARC BÜHLMANN

Das Image der Schweiz im Ausland war im Jahr 2019 «gut und stabil», wie eine Analyse
von Präsenz Schweiz, der zuständigen Stelle des EDA für die Wahrnehmung der Schweiz
im Ausland, im Januar 2020 zum Schluss kam. Untersucht wurden die Berichterstattung
über die Schweiz in ausländischen Medien sowie das Ranking im sogenannten Nation
Brands Index (NBI).

Der NBI eruiert jährlich das Image von 50 Ländern, die nach ihrem wirtschaftlichen und
geopolitischen Gewicht ausgewählt werden. Dazu werden in 20 Ländern jeweils 1'000
Erwachsene – wodurch eine Gesamtstichprobe von rund 20'000 Interviews erreicht
wird – darüber befragt, wie diese die im Index berücksichtigten Länder wahrnehmen.
Folgende sechs Faktoren werden dabei miteinbezogen: Exportprodukte und Innovation,
Governance (Politik und Regierung), Kultur und Sport, Bevölkerung, Tourismus sowie
Standort- und Lebensqualität. Im Ranking erreichte die Schweiz 2019 den 8. Platz hinter
Italien (7.) und vor Schweden (9.), die Podestplätze belegten Deutschland (1.), Frankreich
(2.) und Kanada (3.). Der gute Ruf der Schweiz, fasste Präsenz Schweiz das Ranking
zusammen, sei auf die ehrliche und kompetente Regierungsführung, die hohe Standort-
und Lebensqualität – punkto Lebensqualität rangierte die Schweiz gar auf Platz eins –
sowie qualitativ hochwertige Exportprodukte und Innovationskraft zurückzuführen.
Damit verbunden waren auch Leistungen der Schweizer Forschungslandschaft wie die
Vergabe des Nobelpreises für Physik an die Astrophysiker Michel Mayor und Didier
Queloz.

Von grosser Strahlkraft in ausländischen Medien, kam die Analyse zum Schluss, waren
der Frauenstreik und die damit verbundene Gleichstellungsdebatte; der Klimawandel,
da dieser in der Schweiz mit ihren schmelzenden Gletschern besonders sichtbar sei;
die Digitalwährung Libra und andere Finanztechnologien, wodurch der Schweizer
Finanzplatz vermehrt als innovativ wahrgenommen werde und nicht nur als Schauplatz
von Steuer- und Finanzaffären. Ferner war die ausländische Berichterstattung geprägt
von der Europapolitik, Leistungen von Sportlerinnen und Sportlern, dem alljährlich
stattfindenden WEF sowie dem Forschungs- und Bildungsstandort Schweiz.
Auf Social Media Plattformen waren Beiträge mit hohem Unterhaltungswert sowie
emotionalisierenden Inhalten besonders beliebt. Für die Studie analysierte Präsenz
Schweiz jene Inhalte mit Bezug zur Schweiz, welche auf den Plattformen gepostet
wurden und dort die meisten Interaktionen (Likes, Shares und Kommentare) erzielten.
Mit 2.2 Mio. Interaktionen am beliebtesten war ein Beitrag über ein Kino in
Spreitenbach (AG), welches anstatt mit Sesseln mit Doppelbetten ausgestattet wurde.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.02.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Die restlichen Beiträge der Top Fünf waren fast ausschliesslich tierischer Natur: Platz
zwei belegte ein Beitrag über Meerschweinchen und andere sozial lebenden Tiere, da
diese nach Tierrechtsverordnung in der Schweiz nicht mehr einzeln gehalten werden
dürfen (ein entsprechendes Gesetz dazu wurde tatsächlich aber bereits 2008
verabschiedet). Auf Platz vier landete ein Bericht über die Einreichung der
Volksinitiative «Keine Massentierhaltung in der Schweiz» und ein französischer Post auf
Facebook über das Buch «Swiss Cat Ladders», welches Schweizer Katzenleitern
porträtierte, schaffte es auf den fünften Platz. Durch diese Darstellungen, resümierte
Präsenz Schweiz, sei die Wahrnehmung der Schweiz um zusätzliche Facetten ergänzt
worden. 3

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Die grösste politische Demonstration fand auch dieses Jahr in der Bundesstadt statt:
gut 30'000 Personen demonstrierten gegen die von der PUK aufgedeckten Aktivitäten
der Bundesanwaltschaft. Rund 20'000 Beteiligte zählte eine von den Gewerkschaften
ebenfalls in Bern organisierte Demonstration von Gastarbeitern für ein soziales Europa.
Die drittgrösste Kundgebung fand in Genf statt, wo etwa 10'000 Bauern aus der
Schweiz, Frankreich und Deutschland vor dem GATT-Gebäude gegen die Verhandlungen
im Rahmen der Uruguay-Runde protestierten; bereits eine Woche zuvor waren in Bern
7'000 Landwirte zum selben Thema auf die Strasse gegangen. Sehr aktiv waren
wiederum die Albaner aus dem jugoslawischen Kosovo: bei ihren grössten
Demonstrationen vermochten sie in Genf, Bern und Zürich jeweils mehr als 8'000
Personen zu mobilisieren. Bei den insgesamt 26 von uns verzeichneten
Demonstrationen mit mehr als 1'000 Beteiligten (1989: 22) dominierten auch im
Berichtsjahr die Proteste gegen Zustände im Ausland. Achtmal ging es um Kosovo,
einmal um die Türkei. Eher ungewöhnlich war, dass rund 6000 Katholiken in Chur auf
die Strasse gingen, um ihren Protest gegen Bischof Haas auszudrücken. In geografischer
Hinsicht konzentrierten sich die Grossdemonstrationen auf die Städte Genf (8), Bern (6)
und Zürich (4).

In folgender Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1. Mai,
welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, und die
traditionellen Ostermärsche der Pazifisten im schweizerisch/deutschen Grenzgebiet
nicht erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden, unterteilt nach
Ort, Datum (Zeitung), Anzahl Teilnehmende und Thema:

Genf:  5.2. (1'500 / Kosovo), 5.3. (5'000 / Kosovo), 26.3. (1'000 / gegen Rassismus), 18.5.
(1'500 / gegen Antisemitismus), 21.5. (9'000 / Kosovo), 28.5. (2'000 / Kosovo), 11.10.
(5'000 / Staatsangestellte für Teuerungsausgleich), 14.11. (10'000 / Bauern);
Bern: 2.4. (8'000 / Kosovo), 5.3. (30'000 / Fichen), 30.4. (3'000 / AKW), (3'000 /
Kosovo), 17.9. (20'000 / GBH, ausländische Gewerkschafter), 10.11. (7000 /Bauern);
Zürich: 12.3. (2'000 / Kosovo), 31.7. (1'500 / Asylpolitik), 3.9. (8'000 / Kosovo), 10.12.
(1'000 / Wohnen);
Lausanne: 9.4. (2'000 / Wohnen), 10.9. (8'000 / Türkei);
Chur: 18.6. (6'000 / Bischof Haas);
Gossau/SG: 25.6. (3'000 / gegen Waffenplatz);
St. Gallen: 19.3. (1'500 / gegen Waffenplatz), 21.5. (1'000 / für Waffenplatz);
Kreuzlingen/TG: 2.4. (1'500 / Türken, für Abschaffung der Visumspflicht);
Thierrens/VD: 12.3. (1'000 / gegen PTT-Antenne). 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.1990
HANS HIRTER

Gleich wie in Deutschland kam es auch in der Schweiz zu mehreren Anschlägen gegen
türkische Lokale und Geschäfte; die Täterschaft wurde in kurdischen Kreisen
vermutet. Der Nationalrat lehnte eine Motion Moser (fp, AG) (Mo. 94.3397) für ein
Verbot der militanten kurdischen Organisation PKK sowie der Tamil Tigers ab, welche
beide im Verdacht stehen, mit Gewaltandrohungen bei ihren Landsleuten Geld
einzutreiben. Auch der Protest gegen die Atomversuche Frankreichs im Pazifik
bediente sich nicht allein friedlicher Mittel: bei Bern kam es zu zwei Anschlägen gegen
französische TGV-Zugkompositionen. Landwirte führten aus Protest gegen die
sinkenden Schweinefleischpreise zusätzlich zu Demonstrationen auch direkte Aktionen
durch. An mehreren Orten blockierten sie mit Fahrzeugen die Auslieferung der
Metzgereien und Verteilerzentren von Migros und Coop. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.1995
HANS HIRTER
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Aussenpolitik

Auslandschweizer

En ce qui concerne les Suisses de l'étranger, rien de nouveau ne s'est produit sur le
plan législatif. L'année a montré que certains groupements avaient de la peine à garder
une raison d'être et que le recrutement en souffrait. On a enregistré, en réaction
contre le «folklore» de ces groupements, la démission du Groupe d'études helvétiques
de Paris, qui avait joué un rôle important dans les préparatifs de l'article
constitutionnel. Le Congrès des Suisses de l'étranger a été consacré aux rapports des
jeunes avec la mère patrie. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.08.1968
FRANÇOIS-L. REYMOND

Landesverteidigung

Landesverteidigung

Alors que les effectifs de l'armée sont de plus en plus proches du nombre minimum de
soldat.e.s requis, un projet afin de rendre l'armée obligatoire pour les femmes est en
discussion. Cette proposition a provoqué beaucoup de réactions politiques et
médiatiques. Dans divers journaux, des militaires de carrière, des politicien.ne.s, des
historien.ne.s et des journalistes se sont exprimé.e.s sur pourquoi les femmes
devraient ou ne devraient pas servir sous les drapeaux. 
Dans le camp du «il faut rendre l'armée obligatoire pour tous les Suisses et toutes les
Suissesses», l'argument principal se fonde sur le manque d'effectifs de l'armée et sur
l'énorme potentiel militaire que représenteraient les 50 pour cent de la population
n'étant pas sujet à cette obligation actuellement. Pour essayer de convaincre, il a été
mis en avant, à de nombreuses reprises, que l'armée permet d'acquérir de l'expérience
dans différents domaines, comme celui de la gestion d'équipe. Les partisan.e.s du
projet ont aussi noté que le cercle de connaissances formé durant son service militaire
est un atout dans la société actuelle. 
Dans le camp du «il ne faut pas rendre l'armée obligatoire pour tous les Suisses et
toutes les Suissesses», on a évoqué d'autres solutions, ou d'autres projets qui feraient
plus de sens. Dans ce cadre, au sujet du service citoyen, Maja Riniker (plr, AG) met en
avant que «chacun dans ce pays devrait faire quelque chose pour la population». De
plus, l'obligation de participer à la journée d'orientation pour les femmes, qui
représenterait une forme moins stricte pour recruter plus de soldates, a aussi noirci du
papier. 
Un des arguments qui a fait débat était celui de l'égalité entre les hommes et les
femmes. Utilisé par les deux camps, son ambivalence a ébranlé, irrité, ou encore blasé.
D'un côté, les féministes libérales voient un grand potentiel et une manifestation de
progrès dans le fait que les femmes figurent parmi les conscrits. De l'autre côté, une
autre forme de féminisme voit une nouvelle expression de patriarcat dans l'obligation
de servir dans l'armée pour les descendantes d'Eve.
Dans les faits, les femmes ne sont actuellement que 0.9 pour cent à s'engager dans
l'armée volontairement en Suisse. Pour comparer, elles sont 20 pour cent en France, 13
en Allemagne et 15 pour cent en Ukraine. Ce dernier exemple semble très intéressant
car, depuis février, les médias se sont essentiellement concentrés sur les femmes qui
ont fui le pays en guerre. 
À titre de comparaison, la situation en Israël, où les femmes représentent une part
importante des effectifs de l'armée, a été évoquée dans la Sonntagszeitung. Leur
enrôlement a commencé pour donner une unité, une identité à la nation. L'armée a
ainsi joué un rôle connecteur entre les citoyen.ne.s. En effet, depuis la création de
l'État d'Israël, les femmes doivent effectuer leur service militaire. Cependant, elles
peuvent être exemptées de cette obligation, ou faire un service plus court que les
hommes. Elles effectuent essentiellement des tâches qui correspondent «encore et
toujours» au rôle féminin, soit de la bureaucratie, des soins, de la logistique, de la
communication ou encore de la formation. À noter que cette répartition des tâches se
retrouve dans la plupart des armées, laissant aux femmes moins de prestige qu'aux
hommes, car leurs fonctions sont très souvent considérées comme moins respectables.

Dans un article de la NZZ publié en janvier 2022 sont évoqués quelques points centraux
qui permettent de clore ce tour d'horizon. Instaurer une obligation de servir pour les
femmes aurait des conséquences dont il faut prendre conscience. En effet, ce sujet a
de nombreuses facettes et entremêle des questions sécuritaires, économiques et
administratives. Ainsi, ce qui, pour un domaine, représente une solution est pour un
autre un problème. C'est pour ceci que la question est à aborder avec sagesse. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.03.2022
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Ausrüstung und Beschaffung

Die mediale Berichterstattung über die Gripen-Beschaffung erstreckte sich über weit
mehr als nur die institutionellen Entscheidungen in Parlament und Bundesrat. In der
ersten Hälfte des Berichtsjahres dominierten Meldungen über vertrauliche
Evaluationsberichte, welche bereits früher an die Öffentlichkeit gelangt waren. Diesen
Dokumenten war unter anderem eine ungenügende Bewertung des ausgewählten
Modells Gripen zu entnehmen. Die Kritik brachte eine Flut an Medienberichten hervor,
wobei insbesondere in Frage gestellt wurde, ob das vom Bundesrat favorisierte Modell
den gestellten Anforderungen entsprechen würde. Hinterfragt wurde indes auch der
Entscheid des Bundesrates zu Gunsten des schwedischen Fabrikats, welches zunächst
mit einer Note „ungenügend“ bewertet worden sei. Bei der Medienkonferenz zum
Typenentscheid wurde der Gripen schliesslich als gut befunden – er erfülle die
Anforderungen „klar“. Ende Januar 2012 wurde bekannt, dass der unterlegene
französische Hersteller Dassault der Schweiz ein neues Angebot für 18 Jets des Typs
Rafale unterbreitet hatte. Mit 2,7 Mia. CHF lag das Angebot um 400 Mio. CHF unter dem
Preis der 22 beantragten Gripen. Gemäss Hersteller und bestätigenden
Expertenmeinungen seien 18 Rafales gleich effizient wie 22 Gripen, da sie eine höhere
Reichweite hätten. Rüstungsminister Maurer schlug jedoch sämtliche Angebote aus und
wies Kritik von sich, dass die unterlegenen Anbieter Dassault und EADS unfair behandelt
worden seien, da sie ihre Angebote nicht anpassen konnten. Die Bedenken über die
Qualität des Gripen halten sich über Monate hartnäckig. Da erst ein „Demonstrator“, ein
Prototyp, des neuen Modells Gripen E/F existierte, schien es unklar, wie sich das
Nachfolgemodell vom vorhergehenden Modell C/D abheben würde. Alles in allem
herrschte im Frühjahr 2012 grosse Unklarheit, einerseits über die Kosten der zu
beschaffenden Maschinen und andererseits über die Leistungsfähigkeit des Jets. Noch
im Februar deckt die Presse weitere Details über die Bewertung des Gripen auf.
Ungenügende Leistungen und Negativschlagzeilen führten zu beständiger Skepsis und
einem fruchtbaren Nährboden für Kampfjetgegner. Die Dauerkritik gipfelte schliesslich
in einer Medienorientierung, zu der sich Bundesrat Maurer am 15. Februar gezwungen
sah. Vor versammelter Medienschar verteidigte Maurer, flankiert von den höchsten
Offizieren, den Typenentscheid. Der Gripen sei die optimale Lösung für die Schweizer
Armee. Das schwedische Produkt hätte die tiefsten Betriebskosten und sei so, neben
dem tieferen Beschaffungspreis, den Konkurrenten vorzuziehen. Die Gegner zeigten
sich allerdings noch nicht zufrieden mit den gelieferten Erklärungen und so wurde
weiterhin eine offene und langwierige Debatte in den Medien geführt. Erste Stimmen
erklärten den Kampfjetkauf bereits Mitte Februar als gescheitert. Die Basler Zeitung
liess es sich schliesslich auch nicht nehmen, Anfang März Parallelen zur Mirage Affäre zu
ziehen, welche Ende der Fünfzigerjahre einen Kampfflugzeugkauf zu einem
Spiessrutenlauf zwischen Parlament und Regierung werden liess. Im gleichen Blatt war
Mitte März berichtet worden, dass der Typenentscheid zu Gunsten des Gripen viel
früher gefallen sei, als bis dahin bekannt. Gestützt auf eine bundesrätliche Antwort auf
mehrere Interpellationen im Nationalrat, gab die Zeitung an, dass bereits Ende 2010 ein
Entscheid gefallen sei. Das mediale Auf und Ab erstreckte sich über den gesamten
Sommer 2012. 8
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Si le secteur du tourisme a été partiellement sauvé par les helvètes qui ont décidé de
voyager en Suisse cet été, tous les regards se sont rapidement tournés vers la saison
hivernale. Face à la deuxième, voire troisième vague, et étant donné les mesures de
quarantaine au niveau international, le sort des destinations touristiques hivernales
dépendra à nouveau des suisses et suissesses. Dans un premier temps, les cantons
alpins ont salué les mesures sanitaires liées à la deuxième vague. D'aucuns ont perçu la
prolongation de ces mesures jusqu'à la mi-décembre comme une stratégie pour
maintenir le taux d'infection au plus bas avant la période des Fêtes. Puis, dans un
deuxième temps, la fermeture des stations skis pour la période des Fêtes en
Allemagne, France et en Italie a placé la Suisse dans un imbroglio de politique
extérieure. En effet, la décision d'ouvrir les stations de ski, et de favoriser ainsi le
déplacement de population, a fait grincer des dents les pays de l'Union européenne.
Seule l'Autriche a prévu également une ouverture pour les Fêtes. Si le Conseil fédéral a
été mis sous pression par ses homologues européens, la décision d'ouverture ou de
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fermeture des stations relève des cantons car la Suisse n'est plus en situation
extraordinaire. Néanmoins, le risque d'engorgement des hôpitaux, déjà mis sous
pression par le Covid-19, a été au cœur des débats. La saison de ski, qui devrait
commencer lors des Fêtes, demeure en point de suspension. 9

Geld, Währung und Kredit

Geldpolitik

Lors de l'été 2017, le franc suisse s'est nettement déprécié face à la monnaie unique. Il
a ainsi atteint des niveaux records (~1.15) depuis l'abandon du taux plancher en 2015 par
la Banque nationale suisse (BNS). Ce regain de l'euro a pris forme depuis fin avril avec la
victoire d'Emmanuel Macron lors des élections présidentielles françaises. Ce succès a –
selon la presse – marqué le recul des populismes en Europe et un retour de la
confiance en la monnaie unique. Ainsi, dans le courant du mois de juillet, le cours de
l'euro a progressivement passé la barre des 1.10 avant de flirter avec les 1.15. 10
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Banken

Le verdict en première instance du procès d’UBS AG en France a donné lieu à une
condamnation record de 3.7 milliards d’euros d’amende. UBS AG a été condamnée pour
«blanchiment aggravé de fraude fiscale» et «démarchage bancaire illégal». Ainsi, la
défense des avocats d’UBS AG, qui prônait l’irrecevabilité et la nullité des procédures et
témoignages, n’a pas été retenue par le Tribunal de grande instance de Paris. Les
avocats d'UBS AG ont contesté le jugement qu’ils considèrent comme
«incompréhensible» et «infondé». Ils ont signifié leur intention d’interjeter appel.
Alors que la question de la stratégie juridique d’UBS a été longuement débattue, les
autorités françaises se sont montrées confiantes face à la décision de faire appel de la
condamnation. 
Cette amende record s’est ensuite invitée dans les débats parlementaires. En effet, la
question de la déductibilité fiscale de cette amende a animé les discussions. Alors
qu’un projet de loi sur le traitement fiscal des sanctions financières (16.076) avait été
revisité par le Conseil des États et le Conseil national, l’amende d’UBS a poussé la
Chambre des cantons à renvoyer l’objet en commission pour clarification de la notion
de bonne foi. 11
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

Alors que la guerre en Ukraine et les sanctions imposées à la Russie continuent de
menacer l'approvisionnement énergétique helvétique, la presse helvétique n'a cessé
de marteler le risque de pénurie d'électricité pour l'hiver 2022/2023. Ce risque qui
plane sur la société, et plus particulièrement sur l'économie suisse est le fruit de
plusieurs facteurs: une pénurie de gaz, majoritairement fourni par la Russie, une hausse
des prix de l'énergie, mais aussi l'instabilité des centrales nucléaires françaises. Alors
que le réseau électrique suisse est imbriqué dans le marché européen, les fortes
tensions sur ce marché sont une menace pour la sécurité de l'approvisionnement
électrique suisse. 
Pour répondre à ce risque, le Conseil fédéral, en collaboration avec l'Office fédéral de
l'énergie (OFEN), mise sur des centrales de réserves, notamment hydrauliques.
Néanmoins, le Conseil fédéral a également communiqué son plan de rationnement de
l'électricité en cas de pénurie. Alors que des mesures volontaires sont prévues dans un
premier temps, avec notamment une invitation à réduire sa consommation
d'électricité, les échelons supérieurs de ce plan prévoient des mesures
interventionnistes, avec des limitations ou interdictions de certains types de
consommation électrique, ou de certains appareils électriques. Mais encore, des
rationnements ponctuels de l'électricité pour les grands consommateurs, donc
notamment les entreprises, ne sont pas exclus. Plusieurs journaux ont ainsi publié que
Migros devrait éventuellement fermer un magasin sur cinq afin de respecter les
mesures de rationnement prévues. Finalement, un quatrième niveau de rationnement
prévoit des contingentements stricts avec une liste de consommateurs non protégés. 12
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Energiepolitik

Im Jahr 2021 drehte sich die mediale Debatte im Energiebereich stark um die Frage, wie
die Stromproduktion der Schweiz in Zukunft aussehen soll. Es kam die Befürchtung auf,
dass künftig eine Strommangellage entstehen könnte. Dies war insbesondere auf drei
Entwicklungen zurückzuführen: Erstens werden durch die schrittweise
Ausserbetriebnahme der Schweizer Atomkraftwerke rund 40 Prozent der heutigen
Schweizer Stromproduktion wegfallen, wie die NZZ schrieb. Zweitens wird durch den
Ausbau der erneuerbaren Energien eine unregelmässigere Stromproduktion
stattfinden, die speziell in den Wintermonaten zu einem Nachfrageüberhang führen
könnte. Diese Lücke könnten womöglich zukünftig auch umliegende Länder nicht
schliessen, da sich diese in einer ähnlichen Situation befinden und ihre
Energieproduktion mittel- bis langfristig ebenfalls CO2-neutral gestalten möchten,
erklärte die Argauer Zeitung. Drittens führte der Entscheid des Bundesrates, die
Verhandlungen über ein institutionelles Rahmenabkommen abzubrechen, dazu, dass
vorerst auch kein sektorielles Stromabkommen mit der EU abgeschlossen werden kann.
Die EU hatte den Abschluss des Stromabkommens an das Zustandekommen des
Rahmenabkommens geknüpft. Die Stromversorgungssicherheit leidet damit insofern,
als die Schweiz von wichtigen Gremien und Plattformen des EU-Strombinnenmarktes
ausgeschlossen wird und Stromlieferungen in die Schweiz teilweise unsicherer werden.
Nach dem Scheitern des Rahmenabkommens sei deshalb klar geworden, dass die
Situation schwierig werde, resümierte der Tages-Anzeiger. Die Schweizer
Energiestrategie 2050 basiere auf der Annahme, dass ein Stromabkommen mit der EU
bestehe, erklärte Ex-Nationalrat und heutiger ElCom-Präsident Werner Luginbühl
anlässlich der jährlichen Medienkonferenz der nationalen Regulierungsbehörde. Ohne
Abkommen werde es daher zunehmend schwierig, die Nachfrage jederzeit decken zu
können. Auch das Bundesamt für Bevölkerungsschutz schätzte 2020 einen längeren
Stromausfall als eine der derzeit grössten Gefahren für das Land ein. 

Durch das Ausbleiben eines solchen bilateralen Abkommens droht der Schweiz – als
erste Folge – der Ausschluss vom Regelenergiemarkt. So können kurzfristige Strom-
Reservekapazitäten nicht mit den EU-Ländern gehandelt werden, was insbesondere die
Stromversorgungssicherheit tangiert. Dies wiederum habe finanzielle Folgen, da die
Stromkonzerne ihren Trumpf in den Alpen, die Pumpspeicherkraftwerke, nicht
vollständig ausspielen können, um bei Spitzenzeiten mit abrufbarem Stromangebot
mitmischen zu können, berichtete die NZZ. Gemäss dem Tages-Anzeiger warte
Swissgrid seit Oktober 2020 auf ein Signal aus Brüssel, um die Handelsplattform formell
nutzen zu können. Wie dieselbe Zeitung weiter schrieb, sei es aber vornehmlich der
EU-Kommission ein Anliegen, die Schweiz von dieser Plattform auszuschliessen. Sie
setze deshalb Druck auf Länder wie Deutschland und Frankreich auf, um die Schweiz
nicht mehr an den Verhandlungstisch einzuladen. Als zweite Folge eines fehlenden
bilateralen Abkommens kann Swissgrid auch nicht in wichtigen regulatorischen Gremien
mit anderen Übertragungsnetzbetreibern Einsitz nehmen. Dies führe zu fehlender
Koordination und ungeplanten Lastflüssen, respektive zur Situation, dass plötzlich
unerwartet eine gewisse Strommenge durch die Schweiz fliesst und eine flexible und
ineffiziente Ausgleichsmassnahme durch die Zuschaltung von Schweizer
Wasserkraftkapazitäten nötig wird, erklärte die NZZ. BFE-Sprecherin Marianne Zünd
resümierte, dass sich die Situation für alle Akteure in der Schweiz verschlechtern
werde. «Trotz physischer Verbundenheit wird die Schweiz aber zunehmend zu einer
Strominsel», schrieb die NZZ im April 2021. 

Als Rezept gegen die drohende Strommangellage präsentierte der Bundesrat im
Sommer unter der Federführung von Energieministerin Simonetta Sommaruga die
Botschaft zur Revision des EnG und des StromVG. Die darin vorgesehenen Massnahmen
waren in den entsprechenden Vernehmlassungen (Vernehmlassung des EnG;
Vernehmlassung des StromVG) – zumindest im Falle des EnG – mehrheitlich auf positive
Resonanz gestossen. Dieser Mantelerlass für eine sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien sah nebst dem Ausbau und der Förderung der erneuerbaren
Energien im Inland die Schaffung einer zusätzlichen Speicherreserve für die
Wintermonate vor. Der Bundesrat wollte damit als Lösung für den Wegfall der
Bandenergie aus den Atomkraftwerken die Kapazitäten im Inland stark mit
erneuerbaren Energien ausbauen und eigenständig für mehr Versorgungssicherheit im
Winter sorgen. Gleichzeitig gab Energieministerin Simonetta Sommaruga bekannt, den
inländischen Strommarkt liberalisieren zu wollen. Der Strommarkt soll damit dank den
Marktkräften effizienter werden, die erneuerbaren Energien besser integrieren,
innovative Geschäftsmodelle ermöglichen und gleichzeitig den Konsumentinnen und
Konsumenten bei der Stromanbieterwahl Wahlfreiheit lassen, wie der Bundesrat in
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einer Medienmitteilung bekannt gab. 

Frischen Schub verlieh der medialen Debatte im Herbst 2021 eine Videobotschaft des
Wirtschaftsministers Guy Parmelin. Darin richtete sich der Waadtländer Bundesrat an
Unternehmerinnen und Unternehmer in der Schweiz mit der Bitte, sich auf allfällige
Strommangellagen vorzubereiten und Konzepte auszuarbeiten, um in Notsituationen
rasch stromintensive Aktivitäten kurzfristig aussetzen zu können. Konkret richtete sich
diese Botschaft an rund 30'000 Unternehmen in der Schweiz, die einen jährlichen
Stromverbrauch von über 100'000 kWh aufweisen. Solche Firmen könnten durch eine
allfällige Anordnung des Bundesrates dazu verpflichtet werden, einen gewissen
Prozentsatz am Stromverbrauch während einer Strommangellage einzusparen, erklärte
der Tages-Anzeiger. Die Warnung des Wirtschaftsministers basierte auf einer Studie zur
Versorgungssicherheit, die der Bundesrat in Auftrag gegeben hatte. In dieser Analyse
war insbesondere ein Faktor dafür verantwortlich, dass gerade ab 2025 mit einem
Engpass zu rechnen sei: Eine Vorgabe der EU, wonach ab 2025 mindestens 70 Prozent
der grenzüberschreitenden Kapazitäten zwischen den EU-Staaten gehandelt werden
müssen. Diese Regelung habe zur Folge, dass Exporte in Nicht-EU-Länder wie die
Schweiz verringert würden und die inländische Netzstabilität hierzulande stark sinke,
schlussfolgerte die Studie. Um ungeplante Lastflüsse auszugleichen, würden
Wasserkraftreserven aufgebraucht werden müssen, die eigentlich für den Winter
wichtig wären, um die dann anfallende Nachfrage decken zu können. In der politischen
Debatte musste Energieministerin Simonetta Sommaruga viel Kritik einstecken und die
Situation erklären. Sie habe sich über das alarmistische Vorpreschen ihres Amtskollegen
Parmelin geärgert, folgerte beispielsweise der Tages-Anzeiger. 

Nicht sehr verwunderlich präsentierten verschiedenste Politikerinnen und Politiker
einen bunten Strauss an möglichen Massnahmen, um eine solche Strommangellage zu
verhindern. Während die einen darauf beharrten, nun endlich mit dem Ausbau der
erneuerbaren Energien vorwärts zu machen, forderten andere die Wiederbelebung der
totgesagten Atomkraft, wie es beispielsweise der grosse Nachbar Frankreich unter
Präsident Emanuel Macron tat. Schon im Sommer, nachdem das Schweizer Stimmvolk
das CO2-Gesetz in einem Referendum knapp versenkt hatte und das Stromabkommen
auf den Sankt-Nimmerleins-Tag («aux calendes grecques») verschoben worden war, wie
«Le Temps» witzelte, berichtete dieselbe Zeitung von einer Wiederentdeckung der
Atomenergie: Einerseits würde ein Weiterbetrieb der bestehenden Anlagen die
Stromversorgungsknappheit entschärfen, andererseits eine relativ CO2-neutrale
Energie liefern, so das Blatt. Weiter gingen Exponentinnen und Exponenten der SVP, die
den Bau von neuen Atomkraftwerken auf das politische Parkett brachten. Die Atomkraft
sei plötzlich wieder «en vogue», schrieb der Tages-Anzeiger dazu. Der Berner
Nationalrat Albert Rösti wollte deshalb im Rahmen der Beratungen zum bereits
erwähnten Mantelerlass für eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien
eine dahingehende Änderung des KEG beantragen, die das Neubauverbot für AKWs
kippen würde. Auch Alt-Bundesrat Christoph Blocher weibelte in den Medien für neue
AKWs, doch alle grossen Stromkonzerne in der Schweiz winkten bei der Frage nach
neuen Anlagen ab; zu teuer, betriebswirtschaftlich nicht rentabel und gesellschaftlich
nicht erwünscht, war der Tenor. Einen etwas anderen Ansatz wählte die Mitte-Partei:
Parteipräsident Gerhard Pfister (mitte, ZG) brachte die Idee von einer Strom-Neat auf,
die sich Parteikollege Beat Rieder (mitte, VS) ausgedacht habe. So könnte die EU von
einer starken Stromleitung durch die Schweiz profitieren. Im Gegenzug würde die
Schweiz bei wichtigen Gremien mitmachen dürfen, sodass die Versorgungssicherheit
und die Netzstabilität verbessert würden, erhoffte sich Pfister von der Idee. Wie
verschiedenste Medien schrieben, sei es aber fraglich, wie zentral die Schweiz als
Stromdrehscheibe in Europa überhaupt noch sein werde. Derzeit sei es vor allem
Italien, das ein starkes Interesse an einer funktionierenden Durchleitung durch die
Schweiz habe. Mit dem Forcieren einer Starkstrom-Erdverkabelung zwischen Italien und
Österreich schwinde allerdings diese Schweizer Trumpfkarte. Wichtig sei die Schweiz
jedoch vorwiegend in Sachen Stromspeicherung, da dank den
Pumpspeicherkraftwerken überschüssiger Strom auf dem EU-Markt gespeichert werden
könnte. Eine andere Forderung, die auch schon länger in den politischen Debatten
kursierte, war die Forderung für den Bau von Gaskraftwerken, die bei einer
Strommangellage kurzfristig mit abrufbaren Kapazitäten einspringen könnten. Wie die
Westschweizer Zeitung «24 heures» schrieb, schlage die Vereinigung Powerloop, der
Fachverband für Energiefragen der Energiestrategie 2050, den Bau von rund 2000
kleinen Gaskraftwerken vor. Diese könnten einfach realisiert werden, bräuchten wenig
Platz und könnten bei Bedarf einfach abgebaut werden, wenn dies die Situation
verlange. Gemäss Aargauer Zeitung betrachtete auch der Bund CO2-kompensierte
Gaskraftwerke als eine mögliche Übergangslösung. Allgemein stellt die Situation den
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Schweizer Strommarkt vor «riesige[...] Herausforderungen», prophezeite etwa die
Aargauer Zeitung. Handkehrum könne die Gefahr eines Stromengpasses aber auch als
Chance gesehen werden, damit sich das Land in eine nachhaltigere Energiewirtschaft
bewege, sinnierte beispielsweise «Le Temps». 13

Netz und Vertrieb

L'interrogation quant au possible enterrement d'une ligne à très haute tension
(400'000 V) est également posée par le comité d'action contre cette dernière entre
Pratteln (BL) et la centrale nucléaire française de Fessenheim. Soutenu par les
écologistes français et bâlois ainsi que par le président du Conseil général du Haut-
Rhin, il fonde son opposition essentiellement sur la protection du paysage (Il s'agirait
d'une ligne aérienne de 100 km qui traverserait les forêts alsaciennes et les contreforts
jurassiens). 14
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Zeitungsberichten zufolge stellt der internationale Stromtransit durch die Schweiz ein
Problem für die hiesigen Netze dar. Zwar sei die Schweiz stark mit dem Ausland
vernetzt und könne durch den Kauf und Verkauf von Strom profitieren – wurde in den
Medien diskutiert –, jedoch fehle ihr ein Stromabkommen mit der EU, um bei den
Verhandlungen um den Stromaustausch am Tisch sitzen und ihre Anliegen einbringen zu
können. Wenn beispielsweise Frankreich und Deutschland vereinbarten, mehr Strom zu
handeln, könne es vorkommen, dass der Strom aus physikalischen Gründen den
indirekten Weg über die Schweiz nehme und dadurch die hiesigen Netze belaste.
Umgekehrt könne es aber auch sein, dass bei einem Import von französischem Strom in
die Schweiz dieser den Weg über deutsche Netze wähle. Das System funktioniere nur,
solange die Belastung und Entlastung in einem ungefähren Gleichgewicht stünden.
Wenn aber, wie angenommen, bald auch Italien verstärkt mit Deutschland und
Frankreich Handel betreiben werde, könnte dieses Ungleichgewicht für die nationale
Netzgesellschaft Swissgrid und für die ElCom zu einem grösseren Problem werden – war
das Fazit der Medien. Eine Überbelastung der Schweizer Netze könne im schlimmsten
Fall zu einem grossflächigen Stromausfall führen, wenn nicht (als Notbremse) die
Leitungen nach Italien gekappt würden. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.08.2018
MARCO ACKERMANN

Kernenergie

Après la décision du gouvernement français d'effectuer une enquête d'utilité publique
sur le redémarrage éventuel du surgénérateur Superphénix à Creys-Malville (F), le
Conseil d'Etat genevois a décidé de prendre toutes les mesures légales en son pouvoir
contre une éventuelle remise en marche de la centrale française. Outre les différentes
associations écologistes, les villes de Genève et de Lausanne ainsi que plusieurs
communes genevoises ont exprimé ensemble leur opposition au redémarrage de
Superphénix. Le gouvernement français a annoncé qu'il reportait sa décision à 1994. 16
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Remis en fonction dans le courant de l'année 1994 et arrêté depuis lors à plusieurs
reprises en raison de pannes d'importance mineure, le réacteur Superphénix de la
centrale nucléaire de Creys-Malville (France) a été à l'origine d'une vive controverse
entre opposants à l'exploitation du surgénérateur français et l'Office fédéral de
l'énergie (OFEN). Chargé d'organiser une conférence contradictoire sur Superphénix -
conformément à un postulat (Po. 94.3478) de la Commission de l'environnement, de
l'aménagement du territoire et de l'énergie transmis en mars par le Conseil national –
l'OFEN s'est en effet vu reprocher de favoriser les partisans de la centrale, tant dans le
choix des thèmes abordés que dans celui des participants à la rencontre. Regroupés au
sein du «Collectif pour l'arrêt de Superphénix», les opposants au surgénérateur ont
particulièrement déploré que les communes impliquées dans les procédures judiciaires
contre le redémarrage du réacteur aient été écartées des débats. Malgré ces
nombreuses critiques que l'OFEN n'a pas manqué de rejeter énergiquement, la
conférence s'est tenue, comme prévu, à Zurich à la fin du mois de mai. Elle s'est
achevée sans pour autant que les partisans et les détracteurs de Superphénix ne
parviennent à s'entendre, à l'image des positions contradictoires tenues, d'une part,
par les autorités fédérales – favorables au redémarrage du surgénérateur – et, d'autre
part, par le conseiller d'Etat genevois Claude Haegi (pl), pour qui l'attitude du Conseil
fédéral sur cette question est davantage motivée par des considérations politiques que
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scientifiques. Estimant que l'OFEN s'était comporté comme le simple porte-parole des
autorités françaises, le Collectif pour l'arrêt de Superphénix a souhaité que le
fonctionnement de cet office soit soumis à la Commission de gestion du Conseil
national. 17

Alors que le mouvement d'opposition au surgénérateur de Creys-Malville (France) ne
regroupait jusqu'ici que des collectivités publiques et organisations antinucléaires de
Suisse romande, le Collectif pour l'arrêt de Superphénix – sous l'égide duquel agissent
désormais plus d'une vingtaine de communes genevoises et vaudoises – a pu
enregistrer l'entrée en son sein d'Arlesheim (BL), première commune alémanique à se
joindre au groupe des opposants. D'autres collectivités publiques telles que les villes
de Bâle et de Zurich ainsi que certaines localités de la région Rhône-Alpes ont
également été invitées à prendre part au mouvement. Il est à relever par ailleurs que le
Conseil national a rejeté par 50 voix contre 48 un postulat Ziegler (ps, GE) (Po. 94.3521)
datant de décembre 1994 qui – du fait de la remise en service alors toute récente de
Superphénix – invitait le gouvernement à mandater un groupe d'experts de haut niveau
afin d'évaluer les dangers encourus par les populations vivant à proximité de la centrale
française. 18
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Deux décisions majeures sont venues couronner la lutte menée depuis une dizaine
d'années par les opposants à la centrale nucléaire de Creys-Malville (France voisine). En
mars tout d'abord, le Conseil d'Etat français – la plus haute juridiction administrative
du pays – a décidé d'annuler le décret que le gouvernement Balladur avait arrêté en
juillet 1994 et qui autorisait le redémarrage du surgénérateur à des fins de recherche et
de démonstration. Les magistrats français ont ainsi répondu favorablement aux trois
requêtes déposées simultanément par le WWF-Genève et les nombreuses communes
et associations suisses qui l'épaulaient, par le canton de Genève et par la Fédération
Rhône-Alpes de protection de la nature. Le décret de 1994 a été déclaré illégal en
raison de la subite reconversion de Superphénix en une installation de recherche, alors
que ni la demande de remise en fonction déposée en 1992 par l'exploitant de la
centrale, ni le dossier soumis à l'enquête publique ne stipulaient un pareil changement
d'affectation. Dopés par cette décision tant attendue, les opposants à la centrale –
dont le front continua à s'élargir avec l'entrée dans leurs rangs de plusieurs collectivités
publiques autrichiennes et italiennes – ne relâchèrent cependant pas leurs pressions
en vue d'un abandon définitif de Superphénix, qui aurait pu redémarrer au terme d'une
enquête publique conforme à la nouvelle finalité du réacteur. Leur voeu ne tarda
toutefois pas à être exaucé suite à l'arrivée au pouvoir du gouvernement Jospin qui,
sous l'impulsion de la ministre française de l'environnement, Dominique Voynet,
annonça son intention d'arrêter définitivement le surgénérateur. Les modalités et le
calendrier du démantèlement du réacteur n'étaient toutefois pas encore connus à la fin
de l'année sous revue, ce qui suscita à nouveau l'inquiétude des opposants à Creys-
Malville. 19
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Das immer wieder in den Schlagzeilen stehende und unter Beschuss geratende
französische Atomkraftwerk Fessenheim (F), das rund 40 km von Basel entfernt seit
1970 in Betrieb steht, vermag oft das Interesse der Schweizer Medien und von
Vertreterinnen und Vertretern aus der Schweizer, der deutschen und der französischen
Politik zu wecken. Im Jahr 2012 hatte der damalige französische Präsident François
Hollande verkündet, Ende 2016 die beiden Reaktoren in Fessenheim vom Netz zu
nehmen. Aus diesem Vorhaben war jedoch vorerst nichts geworden. Im April 2017 hatte
die französische Regierung in einem Dekret erklärt, die Stilllegung des Atommeilers an
die Inbetriebnahme des neuen Reaktors in Flamanville (F) zu knüpfen; es sei daher
frühstens mit einer Abschaltung im Jahr 2019 zu rechnen. Im Oktober 2018 wurde das
Regierungsdekret aus dem Vorjahr jedoch vom obersten französischen
Verwaltungsgericht sistiert – dies auf Antrag der Gemeinde Fessenheim und von
Gewerkschaften, die Beschwerde gegen den Regierungsentscheid aus Paris eingelegt
hatten. Eine Kehrtwende folgte im Folgemonat, als der französische Präsident
Emmanuel Macron den Sommer 2020 als neuen Termin für die Schliessung des
Atomkraftwerks nannte. Der Gesundheitsdirektor des Kantons Basel-Stadt, Lukas
Engelberger (BS, cvp), zeigte sich in der Basellandschaftlichen Zeitung positiv gestimmt
und glaubte, dass dies nun der endgültige Abschalttermin sei, da diese Ankündigung an
keine Bedingungen geknüpft sei und die Anlage in jenem Jahr eine Laufzeit von 50
Jahren aufweisen werde. Die Ankündigung des französischen Präsidenten bezeichnete
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er als «sehr gute Neuigkeiten für die Sicherheit und Gesundheit für die Bevölkerung in
der Region». 20

Die französische Betreiberfirma Electricité de France reichte im Herbst 2019 das
Schliessungsgesuch für die beiden Kernreaktoren des AKWs Fessenheim (F), das sich
nahe der Schweizer Grenze bei Basel befindet, ein. Der erste Reaktor soll demnach am
22. Februar 2020, der zweite rund vier Monate später am 30. Juni 2020 den Betrieb
einstellen. Das gut 50-jährige AKW im Dreiländereck zwischen Frankreich, Deutschland
und der Schweiz stand seit Jahren aufgrund der häufigen Störfälle in der Kritik und
sorgte für Spannungen in den trinationalen und regionalen Beziehungen. Mit der
Schliessung der Anlage setzt der französische Präsident Emmanuel Macron ein
Versprechen vom November 2018 in die Tat um. 21
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Nachdem am 22. Februar 2020 der erste Reaktorblock wie geplant vom Netz gegangen
war, wurde am 30. Juni desselben Jahres auch dem zweiten Druckwasserreaktor des
elsässischen AKWs Fessenheim (F) nach 43 Jahren endgültig der Stecker gezogen. Das
1977 in Betrieb genommene, mittlerweile älteste Kernkraftwerk Frankreichs stand seit
Jahren in der Kritik, nicht ausreichend sicher zu sein. Eine Panne und die dadurch
ausgelöste Schnellabschaltung wenige Tage vor der definitiven Ausserbetriebnahme
bestätigte für die Kritikerinnen und Kritiker einmal mehr das Bild des
«Pannenreaktors». Der im Jahr 2005 gegründete Trinationale Atomschutzverband
(TRAS) – ein Zusammenschluss der Fessenheim-Kritikerinnen und Kritiker aus
Deutschland, der Schweiz und Frankreich – bezeichnete den 30. Juni 2020 gegenüber
den Medien deshalb als «Freudentag». 
Kritik für den zeitlich sportlichen Rückbauplan von 20 Jahren hagelte es unter anderem
von der französischen Atomaufsichtsbehörde ASN (autorité de sûreté nucléaire), die
diesen als ungenau und unvollständig einstufte, wie die Basellandschaftliche Zeitung im
Februar 2020 berichtet hatte. Der TRAS werde deshalb weiterhin wachsam bleiben und
den Rückbau des nahe an der Schweizer Grenze gelegenen Reaktors kritisch begleiten,
erklärte der Verbandspräsident und Basler Grossrat Jürg Stöcklin (BS, gp) gegenüber der
gleichen Zeitung. 22
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Alors que depuis 2011 l'accident de Fukushima a transformé l'énergie nucléaire en une
source d'énergie «non-fréquentable», les tensions et la forte volatilité sur le marché de
l'énergie ont remis l'énergie nucléaire au cœur des débats sur la sécurité
d'approvisionnement d'énergie en Europe. Par exemple, lors de la campagne
présidentielle française, le président sortant Emmanuel Macron a souligné l'importance
de l'énergie nucléaire dans l'approvisionnement en énergie de la France. 
Du côté de la Suisse, le PLR a proposé de lever l'interdiction de construire de
nouvelles centrales nucléaires afin de garantir la sécurité d'approvisionnement
d'énergie en Suisse. Pour être précis, le président du PLR, Thierry Burkhart, estime que,
pour faire face à la fois à la hausse des besoins en électricité, mais aussi prendre en
compte l'objectif zéro émission de CO2, les nouvelles technologies comme les
centrales nucléaires de nouvelle génération sont indispensables au mix énergétique
helvétique. 
Cette proposition du PLR a fait couler beaucoup d'encre dans la presse helvétique.
Tout d'abord, elle a créé des tensions au sein même du parti politique. En effet, les
femmes PLR se sont opposées à cette mesure estimant qu'il s'agissait d'un «signal
erroné et trompeur». Puis, plusieurs politologues se sont questionnés sur les
conséquences électorales d'une telle orientation. S'il est évident que le PLR se
rapproche de l'électorat de l'UDC, qui préconise l'implémentation de nouveaux
réacteurs, une telle orientation dans le domaine de l'énergie pourrait également
pousser certains partisans PLR à s'orienter vers les Vert'libéraux. 
De manière générale, cette proposition du PLR a remis l'énergie nucléaire sur la table
du mix énergétique helvétique. Si certains ont considéré qu'il était logique de ne pas
fermer la porte aux nouvelles technologies, notamment les centrales nucléaires de
nouvelle génération qui seraient plus économes en ressources naturelles et plus
respectueuses de l'environnement, d'autres ont rappelé que ces technologies n'étaient
pas encore matures. En outre, plusieurs experts estiment que la politique énergétique
suisse doit s'interroger sur le poids du problème des déchets nucléaires face à
l'urgence climatique.
Finalement, le conflit en Ukraine a rajouté dans l'équation le problème de la sécurité du
nucléaire. Les craintes relatives à la sécurité de la centrale nucléaire de Zaporijjia, ou
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encore sur le site de Tchernobyl, ont ravivé des douloureux souvenirs qui ont
certainement fait baisser la cote du nucléaire en Suisse, et en Europe. En parallèle, les
sanctions occidentales relatives à l'approvisionnement en gaz et en pétrole russe ont
mis en lumière la forte dépendance du nucléaire suisse vis-à-vis de l'uranium russe.
Greenpeace s'est fait l'écho de cette dépendance et a souligné l'impact sur le
réchauffement climatique de l'extraction d'uranium. 23

Erdöl und Erdgas

Le conflit en Ukraine, et les sanctions occidentales envers la Russie, a mis sous le feu
des projecteurs le rôle du gaz dans le mix énergétique helvétique. Dans un premier
temps, certains acteurs, avec par exemple la ville de Zurich, ont annoncé vouloir
boycotter le gaz russe, immédiatement et jusqu'à la fin du conflit. Néanmoins, plusieurs
experts en énergie ont rapidement indiqué l'impossibilité pratique d'une telle mesure.
En effet, la traçabilité sur le marché gazier n'est pas encore effective. Il est donc
possible de connaître la quantité de gaz russe qui entre en Europe, mais pas celle qui
est ensuite orientée vers la Suisse. 
Ces discussions de boycott ont également mis en exergue la différence de dépendance
envers le gaz russe entre la Suisse alémanique et la Suisse romande. Dans les faits, la
Suisse alémanique s'approvisionne majoritairement auprès du fournisseur allemand
Uniper qui est fortement dépendant du pipeline Nord Stream 1, qui est lui-même
fortement alimenté par le gaz russe. A l'opposé, la Suisse romande s'approvisionne
essentiellement chez le fournisseur français Engie qui possède un portefeuille de gaz
plus diversifié. En Suisse romande, seulement 25 pour cent du gaz proviendrait de la
Russie, alors que pour la Suisse allemande ce total dépasserait les 50 pour cent d'après
des estimations.
Si le risque de pénurie de gaz à court-terme a été écarté par les experts en énergie
ainsi que par le Conseil fédéral, le gouvernement a rapidement enclenché ses relais
diplomatiques pour renforcer sa sécurité d'approvisionnement en gaz. D'un côté, le
conseiller fédéral Ueli Maurer a profité de sa visite à Doha pour discuter de la livraison
de gaz naturel liquéfié à la Suisse. La concrétisation de ces négociations sera menée par
la société Gaznat. D'un autre côté, la conseillère fédérale Simonetta Sommaruga a saisi
l'opportunité de son voyage diplomatique aux Pays-Bas pour renforcer la collaboration
dans le domaine des énergies renouvelables. Ainsi, la Suisse a conclu avec six autres
pays européens (Allemagne, Autriche, Belgique, Luxembourg et Pays-Bas) un accord sur
l'approvisionnement en gaz pour l'hiver 2022/2023. La Suisse pourra bénéficier des
installations de stockage en gaz de ces pays. Cette décision était cruciale pour la Suisse
car le pays ne possède pas d'installations de stockage de grande ampleur pour le gaz.
Finalement, le Conseil fédéral a levé les interdictions découlant du droit des cartels afin
de permettre aux acteurs de la branche d'effectuer des achats groupés pour renforcer
l'approvisionnement en gaz. 24
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Le prix de l'essence a continué d'affoler les compteurs au début de l'été 2022. Cette
hausse, qui grève fortement le porte-monnaie des helvètes, a aiguisé les appétits
politiques. Plus particulièrement, l'UDC est monté au créneau pour défendre une
baisse des prix à la pompe, avec par exemple des remises comme en Italie, en France
ou en Allemagne. Les cantons frontaliers ont d'ailleurs vu une forte augmentation du
tourisme d'achat d'essence, notamment du Tessin vers l'Italie ou de Genève vers la
France voisine.
Dans cette logique, l'UDC a lancé une campagne d'affiche publicitaire, à l'échelle
nationale, qui préconisait une baisse des taxes sur l'essence. En parallèle, deux motions
de l'UDC (Mo. 22.3289 et Mo. 22.3356) qui visent une baisse du prix de l'essence ont
été écartées au Conseil des États et au Conseil national. Les parlementaires opposés à
ces motions ont indiqué qu'il était préférable d'accélérer la transition énergétique vers
des énergies renouvelables, plutôt que de trouver, comme l'UDC le préconise, des
solutions à court-terme pour préserver les utilisateurs et utilisatrices de combustibles
fossiles. Par contre, un sondage a indiqué que deux tiers des Helvètes étaient
favorables à une baisse des taxes sur l'essence afin de faire diminuer le prix à la
pompe. 25
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Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Die durch den zivilen Flugverkehr verursachten Lärmimmissionen beschäftigten 2011
zahlreiche Bürgerinitiativen. Im Januar wurden in beiden Basel zwei von insgesamt rund
8'500 Personen unterschriebene Petitionen eingereicht, die eine Erweiterung der
Nachtruhe beim Flughafen Basel-Mülhausen (Euroairport Basel) fordern. Die
Nachtruhesperrung sollte dabei in Basel mindestens gleich lang erfolgen wie in Zürich-
Kloten (23h00–6h00). Im Zusammenhang mit dem Fluglärm wurde auch der Distriktsrat
des Trinationalen Eurodistricts aktiv. Er forderte gegen den Willen der
Flughafenbetreiber einen runden Tisch, der sich neben der Lärmfrage mit dem
geplanten Bahnanschluss des Flughafens auseinandersetzen soll. Stimmen für eine
Ausdehnung der verbindlichen Nachtruhe wurden auch in Genf und Bern laut.
Anlässlich einer Rede vor dem Forum der Luftfahrt sprach sich Verkehrsministerin
Leuthard für eine gesamtschweizerisch gültige Nachtruheregelung für die zivilen
Flughäfen aus. Zum Fluglärmstreit mit Deutschland siehe hier. 26
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Les Collectifs pour la grève féministe et des femmes du 14 juin 2019 ont appelé à une
marche nocturne contre les violences sexistes qui a eu lieu le 24 novembre 2018 en
Romandie. Il y avait à Lausanne environ 2000 personnes, 1000 à Genève, 250 à
Neuchâtel et 200 à Fribourg. Ces manifestations, qui ont eu lieu la veille de la journée
internationale contre la violence faite aux femmes, ont fait écho à d'autres marches
similaires, en France notamment. Du côté de la Suisse allemande, plusieurs centaines
de personnes se sont réunies à Zurich pour lancer une campagne de 16 jours contres
les violences faites aux femmes. La campagne, lancée par des ONG, des foyers pour
femmes et des centres de conseil vise à interpeler les autorités face au manque de
mesures concrètes pour la mise en application de la Convention d'Istanbul, qui a pour
but de lutter contre les violences sexistes. Durant deux semaines, plus de 50
événements auront lieu en Suisse alémanique. Les femmes socialistes du canton de
Saint-Gall ont pour leur part organisé une séance d'information sur les violences
domestiques, rappelant que le nombre de victimes pour 2017 s'élève à 21 décès (soit un
toutes les deux semaines et demie), 53 tentatives de meurtre et plus de 200 délits de
blessures corporelles et mise en danger d'autrui. 27
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Kinder- und Jugendpolitik

Die positive Aufnahme des Jugendberichts und die Bereitschaft weiter Kreise, eine
aktivere Jugendpolitik des Bundes zu unterstützen, können freilich nicht darüber
hinwegtäuschen, dass die Beziehungen zwischen Jugend und Erwachsenengesellschaft
nach wie vor durch viel Konfliktstoff belastet werden. Unter den zahlreichen
Auseinandersetzungen, die sich um Jugendzentren drehten, beanspruchten Vorgänge
in Winterthur besondere Aufmerksamkeit. Im März wurde das Jugendhaus unter
Polizeieinsatz geräumt. Im Sommer entfesselten antimilitaristische Texte, die im
Schaufenster des Jugendhauses ausgehängt worden waren, einen
« Wandzeitungskrieg », der unter anderem zu zwei Petitionen an den Stadtrat führte.
2'500 Winterthurer wandten sich gegen « subversive Umtriebe im Jugendhaus », 1'300
Bürger unterzeichneten eine Eingabe « Für freie Meinungsäusserung im Jugendhaus ».
Der Stadtrat als Träger dieser Institution arbeitete schliesslich ein
« Wandzeitungsregulativ » aus, das unzensurierte Wandzeitungen im Treppenhaus und
in den Gängen des Jugendhauses gestattete. — Die Zürcher Stimmbürger lehnten einen
Kredit von CHF 42 Mio für den Bau des Gemeinschaftszentrums Drahtschmidli ab und
verlängerten damit den nahezu 30 jährigen Leidensweg des Zürcher Jugendhauses um
eine weitere Etappe. Die Errichtung einer Pioniersiedlung nach dem Vorbild von
« Longo Mai » in Lostallo (Misox, GR) gab als ein Experiment, das sich offenbar nur
schwer mit traditionellen Vorstellungen vertrug, viel zu reden. Die Pioniere fanden nicht
nur aus dem linken Lager, sondern auch durch bürgerliche Politiker und
Wirtschaftskreise Unterstützung, gerieten aber trotzdem, wie zuvor in Frankreich, unter
starken Beschuss. Man warf ihnen vor, als Polit-, Sex- und Rauschgiftkommune die
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staatliche und sittliche Ordnung bewusst und zielgerichtet zu untergraben. Die Bündner
Fremdenpolizei wies, unter anderem aus überfremdungspolitischen Gründen und auf
Wunsch der Lostaller Gemeindeversammlung, zwölf Ausländer aus. 28

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Während sich das Gros der Diskussionen zu Covid-19 um die gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie drehten, nahmen sich einzelne Medien im Zuge
der Entwicklungen dem Virus auch als einem sprachlichen Phänomen an. Anfang Jahr
noch kaum beachtet und von Laien lediglich als eine weitere Form der Grippe
abgeschrieben, zeichnete sich sein sprachkulturelles Potenzial ab März 2020 deutlich
ab. So mokierte sich beispielsweise die in Tel Aviv lebende Autorin Joelle Well in der
Aargauer Zeitung über die Unwissenheit und der damit einhergehenden Ignoranz der
breiten Masse um die eigentliche Bedeutung des Akronyms «Covid-19» (engl.
coronavirus disease 2019). Ennet der Schweizer Landesgrenze, im Nachbarland
Frankreich, hingegen, war man bereits weit über die semantische Diskussion hinaus
und machte hier stattdessen das Genus zum Zankapfel: In der französischen
Gelehrtengesellschaft Académie française wurde über Wochen darüber debattiert, ob
es denn nun «le» oder «la» Covid heisse, da es in den Medien offensichtlich
unterschiedlich gehandhabt wurde. Anfang Mai war man sich schliesslich darüber einig
geworden, dass Covid feminin und entsprechend mit «la» aufzuführen sei. Dies, weil
das dem Akronym zugehörige «D» (disease) im Kern ein Äquivalent des französischen
weiblichen Substantivs «la maladie» sei. In der Schweizer Medienlandschaft, besonders
in der Romandie, schien dieses Thema indes kaum auf Interesse zu stossen. 
Stattdessen fokussierten die Medien bevorzugt die Grenzen im Landesinneren – also
den «Röstigraben». So kam in den Frühlingsmonaten vermehrt die Frage auf, ob im
Zuge der Covid-Pandemie die Sprachgrenzen zu Landesgrenzen werden (Sonntags-
Blick). Dies bedingt durch die unterschiedliche Handhabung der Situation in der
Deutschschweiz und der Romandie. Während die alemannische Schweiz zu Beginn der
Krise eher zögerlich reagierte, nach dem Lockdown dann aber relativ rasch auch wieder
um eine Exit-Strategie bemüht war, habe man sich in der französischsprachigen
Schweiz sehr offensiv für die Strategie der französischen Nachbarn – dem
«confinement total» – ausgesprochen. Dabei habe man sich noch Anfang März in der
Westschweiz herzlich über die Deutschschweiz amüsiert, wie Philippe Reichen im
Tages-Anzeiger schilderte. Grund dafür sei die Einschätzung des Berner Immunologen
Beda Stadler gewesen, nach der die Deutschschweizer aufgrund ihrer markanten
Kehllaute (beispielsweise «ch») ein höheres Ansteckungspotenzial für Corona
aufwiesen. Nach Reichen sei dies wiederum für die Westschweizerinnen und
-schweizer eine Bestätigung dafür, dass «das Schweizerdeutsch keine eigentliche
Sprache, sondern eine Halskrankheit» sei. Im Sommer hingegen, mit Beginn der
Urlaubszeit, schien sich die Covid-Röstigraben-Theorie zu verflüchtigen. So titelte im
August beispielsweise die gleiche Zeitung, die im April ebendiese Thematik erst
aufgeworfen hatte: «Le Röstigraben n'existe pas». Covid-19 bedingt habe sich das
Reiseverhalten der Westschweizerinnen und -schweizer verändert. Sie entdeckten
plötzlich die Deutschschweiz für sich und fänden Gefallen daran. So stelle sich die
Frage, ob man Covid vielleicht doch als eine Chance zum überwinden des Röstigrabens
sehen könne.

Die Relevanz der Sprache und insbesondere ihres adäquaten Einsatzes im Umgang mit
der Covid-Krise wurde zu Beginn des Sommers auch wissenschaftlich bestätigt. Nicht
nur die Aargauer Zeitung stellte fest, dass die Corona-Krisenkommunikation des
Bundesrates und des BAG trotz ihrer höflichen, unaufgeregten und diskreten Form
erfolgreich war, dies bestätigte auch eine trinationale Studie des Schweizer
Meinungsforschungsinstituts Link. Die Schweizer Plakate mit Warnhinweisen und
Handlungsanweisungen hätten im Vergleich mit den deutschen und österreichischen
viel mehr Aufmerksamkeit erhalten. Dass die Kampagne bei der Bevölkerung auf
durchwegs positive Resonanz gestossen sei, bestätigte auch die
Sprachwissenschaftlerin Juliane Schröter von der Universität Genf. Sie untersuchte
sämtliche Radio- und Fernseheinspieler, die Medienkonferenzen, Tweets, Videos sowie
Plakate im Rahmen der Informationskampagne und identifizierte hierbei drei
Schlüsselaspekte des Erfolgs: Erstens habe man erfolgreich wiederholt dieselbe
einfache und positiv formulierte Verhaltensempfehlung ausgesprochen («bleiben Sie zu

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.03.2020
MELIKE GÖKCE

01.01.65 - 01.01.24 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Hause»), zweitens habe man nicht auf Verbote, sondern auf Argumente gesetzt. Dieses
Vorgehen sei durchaus mit dem bundesrätlichen Vorgehen im Vorfeld von
eidgenössischen Abstimmungen vergleichbar. Drittens habe eben gerade diese
Argumentationsstrategie im Wesentlichen dazu beigetragen, die Kampagne mit
Schweizer Werten wie Freiheit und Eigenverantwortung aufzuladen. Wer also die
Empfehlungen befolge, verhalte sich auch schweizerisch. 
Jedoch liess auch die wissenschaftliche Kritik nicht lange auf sich warten. In einem
Gastkommentar in der Aargauer Zeitung titelte Mario Andreotti, Dozent für Neuere
deutsche Literatur an der Universität St. Gallen: «Corona hat unsere Sprache infiziert».
Dabei monierte er in erster Linie den sinnlosen Gebrauch von Anglizismen im
Zusammenhang mit coronaspezifischen Tätigkeiten – besonders in der Deutschschweiz.
Er stiess sich beispielsweise an der inflationären Verwendung des Begriffs «home
office». Besonders störte ihn die Fehlnutzung des Begriffes, denn die englische
Bedeutung des Begriffs bezeichne nichts anderes als das Innenministerium. Wenn sich
die Leute also zwingend auf Englisch ausdrücken wollten, müssten sie korrekterweise
den Begriff «homework» verwenden, für den es aber wiederum einen durchaus
etablierten deutschen Begriff gebe: die Heimarbeit. Das Gleiche gelte auch für «home
schooling», «lockdown» oder den Ausdruck «social distancing», den Andreottis Ansicht
nach viele nicht einmal richtig aussprechen könnten. Dieser müsste eigentlich «physical
distancing» heissen, da die soziale Distanzierung mit Corona nicht im Geringsten etwas
zu tun habe. Ein grosses Lob hingegen sprach er der Romandie aus: Anstatt sich in
fehlgeleiteten Anglizismen zu verlieren, verwendeten sie für Französischsprechende
sofort verständliche Begriffe. So werde aus dem «lockdown» ein «confinement» und
aus dem «home office» ein «télétravail». Aber auch das Deutsche selbst habe sich in
der «Coronawelt» neu erfunden. So hätten Wörter des täglichen Gebrauchs eine neue
Bedeutung erhalten; wie beispielsweise der Ausdruck der «Normalität», der zu
Coronazeiten nun eben als «neue Normalität» bezeichnet werde, was aber entgegen
jeglicher Logik sei, da etwas entweder normal oder eben nicht normal sein könne, aber
nicht beides zugleich. Daher sehe er die Politik und Medien in der Verantwortung,
dieser Entwicklung einen Riegel vorzuschieben. 29

Medien

Presse

Le groupe Hersant a poursuivi son expansion en Suisse romande. Après le rachat du
quotidien vaudois « la Côte », ce sont les deux titres neuchâtelois « l’Express » et
« l’Impartial » qui sont passés en main française. Si les collaborateurs et les
partenaires minoritaires ont été surpris à l’annonce de la transaction, les observateurs y
ont vu la confirmation d’une stratégie d’expansion en Suisse romande. Les deux géants,
Edipresse et Hersant, ont étendu leur lutte aux quotidiens gratuits. Hersant a décidé
d’élargir la diffusion du tout-ménage de « La Côte » en réponse au lancement de Lac-
Hebdo par Edipresse. Un projet d‘hebdomadaire gratuit en ville de Genève est aussi
attribué au groupe français. 30
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Im März 2015 gründeten die Tamedia angehörigen Tageszeitungen "Tribune de Genève"
und "Tages-Anzeiger" mit fünf weiteren grossen Zeitungen aus umliegenden Ländern,
namentlich "Le Figaro" (F), "El País" (E), "La Repubblica" (I), "Die Welt" (D) und "Le Soir"
(B), eine Allianz zur Verstärkung des Austausches redaktioneller, personeller und
ideeller Art. Die Gründung der "Leading European Newspaper Alliance" (LENA) ist eine
Reaktion auf die durch die zunehmende Globalisierung und den verstärkten Einsatz
neuer Technologien hervorgerufene Veränderung der Konsumentenbedürfnisse. Die
Allianz soll durch verstärkten Austausch und das Bündeln der Kräfte unter anderem
ermöglichen, über eine breite Palette von Themen von internationaler Bedeutung
zeitnah und qualitativ hochwertig zu berichten. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.03.2015
MARLÈNE GERBER

01.01.65 - 01.01.24 15ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Telekommunikation

Das Projekt der PTT, in zwölf ausgewählten Kommunikationsmodellgemeinden (KMG)
eine neue Art der Zusammenarbeit zwischen Benützern und Anbietern im
Kommunikationsbereich zu testen und zu evaluieren, zeitigte bisher verschiedenste
Resultate. Während einige Gemeinden sich darauf beschränken, das Videotex-System
zu erproben, versuchen andere verschiedenste Formen der Verknüpfung von
Dienstleistungen mit neuen Telekommunikationssystemeri wie z. B. das Fernablesen
von Wasser-, Strom- und Gasverbrauch oder die Einrichtung von Alarmsystemen bei
Lawinenniedergängen oder Überschwemmungen. Um die Fortsetzung von vielen
begonnenen Projekten zu garantieren, müssten aber zusätzliche Bundesmittel zu den
CHF 144 Mio., welche von der PTT getragen werden, bewilligt werden. Im Bereich
Videotex haben die PTT nun über 50'000 Abonnenten an ihr Netz angeschlossen. Auf
europäischer Ebene existiert bisher ein Netzverbund mit den Ländern Deutschland,
Österreich und Luxemburg. Auch mit Frankreich, welches mit dem Minitel eine andere
technische Norm verwendet, wird eine Einigung angestrebt. Die Einrichtung von
Videotex-Terminals im Bundeshaus soll es den Parlamentariern erlauben,
Informationen z.B. aus den Datenbanken der Europäischen Gemeinschaft abzurufen. 32
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